
KLIMA FINDET STADT 	 /  

KURZ GEFASST 

 

AUTOR 

Der Energieverbrauch bei der Abwasserbehandlung ist nach wie vor hoch. Ein neues bun-
desweit geltendes Regelwerk soll nun den Betreibern von Abwasseranlagen helfen, durch 
Energieeffizienzsteigerungen und eine Verbesserung der Eigenenergieversorgung Kosten 
zu reduzieren — und das trotz steigender Energiepreise. Basierend auf der Zusammenarbeit 
mit einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist das DWA Arbeitsblatt DWA-A 216 „Energiecheck 
und Energieanalysen — Instrumente zur Energieoptimierung von Abwasseranlagen" erschie-
nen. Eine wesentliche Änderung gegenüber dem bisherigen Vorgehen bei der Aufstellung 
von Energieanalysen besteht darin, dass das gesamte Abwassersystem von der Kanalisa-
tion über das Regenbeckennetz bis hin zur Kläranlage betrachtet wird. Für die Energieana-
lysen sind zwar finanzielle Aufwendungen erforderlich; zugleich besteht aber ein hohes 
AmortisierungspotenziaL Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie plant, die Ener-
giechecks und Energieanalysen auf Abwasseranlagen ab 2015 finanziell zu unterstützen. 
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Wenn Kläranlagen Strom sparen 
Neuen Anlauf für energieeffiziente Abwasserbehandlung wagen 
Von Professor Dr.-Ing. Markus Schröder 

Abwasseranlagen sind meist die größ-
ten kommunalen Energieverbraucher. So 
benötigen die Kläranlagen in Deutschland 
Strom von deutlich über vier Terawattstun-
den (TWh) pro Jahr und damit erheblich 
mehr als die Schulen oder die Straßenbe-
leuchtung. Vier TWh entsprechen dem 
Bedarf von knapp einer Million Vierperso-
nenhaushalten. Darin noch nicht enthal-
ten ist die für den Betrieb des Kanal- und 
Regenbeckennetzes benötigte elektrische 
Energie, da hierzu für Deutschland zurzeit 
keine flächendeckenden Statistiken vorlie-
gen. Überträgt man Ergebnisse aus Schwei-
zer Untersuchungen, bei denen der Anteil 
von Pumpwerken und Entlastungsbauwer-
ken in der Kanalisation mit rund 25 Prozent 
am Gesamtstromverbrauch des Abwasser-
systems abgeschätzt wird, liegt der zusätzli-
che Strombedarf in den Abwassernetzen in 
Deutschland bei rund einer TVA pro Jahr. 

Neben Strom benötigen Kläranlagen 
auch Wärme in einer Größenordnung von 
deutlich über drei TWh pro Jahr. Dieser 
Wärmebedarfentsteht neben der notwendi-
gen Gebäudebeheizung vor allem beim Ver-
fahren der getrennten anaeroben Schlamm-
stabilisierung („Faulung") zur Aufheizung 
der Faulbehälter, deren markante „Eiform" 
in der Bevölkerung oftmals das Bild einer 
Kläranlage prägen. Bei diesem Verfahren 
wird Klärgas produziert und vorzugsweise  

in Blockheizkraftwerken zu Strom und 
Wärme umgewandelt. Dabei ist die Wär- 
meerzeugung bei modernen, unter energeti-
schen Gesichtspunkten geplanten Anlagen 
in der Regel so hoch, dass der Wärmebedarf 
aus eigenen Ressourcen gedeckt werden 
kann. Bei derartigen Anlagen ist bezüg-
lich der thermischen Energie das Ziel einer 
(energie-)autarken Kläranlage also bereits 
erreicht. 

Bei der überwiegenden Zahl energe-
tischer Bewertungen von Abwassersyste-
men wird der Verbrauch von Kraftstoff für 
die benötigten Fahrzeuge, zum Beispiel der 
Betriebsmittelanlieferer oder der Schlamm-
abfuhr, nicht behandelt. Mit einem geschätz-
ten Energieverbrauch von bis zu einer TWh 
pro Jahr fallen auch in diesem Bereich nicht 
unerhebliche Kosten an. 

Istzustand bei der 
Energieoptimierung 

Bereits im Jahr 1999 erschien das Handbuch 
„Energie in Kläranlagen«, herausgegeben 
vorn damaligen Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Hier wurde 
die geordnete Vorgehensweise zur Energie-
optimierung von Kläranlagen in Form 
von Grob- und Feinanalysen umfassend 
erläutert und beispielhafte Lösungsansätze 
beschrieben. Zur Bewertung des eigenen  

Strombedarfs gab das Handbuch soge-
nannte Richt- und Idealwerte vor, die sich 
an einer modellhaften Kläranlage orientier-
ten. Bei einer flächendeckenden Senkung 
des Stromverbrauchs auf die Richtwerte 
hätte der Stromverbrauch der Kläranlagen 
in Deutschland uni fast eine TWh pro Jahr 
also um rund 25 Prozent sinken können. 
Ein solches Ergebnis hat sich aber bis zum 
heutigen Tage nicht annähernd eingestellt, 
obwohl eine größere Zahl von Kläranlagen-
betreibem Energieanalysen erstellen ließ. 

Aufgrund dieser Entwicklung wurde vor 
einigen Jahren ein neuer Anlauf zur Imple-
mentierung von Energieoptimierungsmaß-
nahmen auf Abwasseranlagen unternom-
men. Auf politischer Ebene wurde eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Energieeffi-
zienz der kommunalen Abwasserbeseiti-
gung einschließlich Klärschlammbehand-
lung" eingerichtet. Gemeinsam mit dem 
zuständigen Fachverband, der Deutschen 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. (DWA) hat diese Arbeits-
gruppe die Erstellung eines bundesweit 
geltenden Regelwerkes zur einheitlichen 
Vorgehensweise beim Energiecheck und 
bei der Energieanalyse von Abwasseranla-
gen beschlossen. Dieses Regelwerk wurde 
von der DWA-Arbeitsgruppe KEK 10.3 
„Energieanalysen von Abwasseranlagen" 
erstellt und liegt jetzt in Form eines Gelb- 

14 Stadt und Gemeinde 1-2 2015 



Brother Office-Lösungen überzeugen mit Effizienz und intelligenter Funktionalität. 
Von Beschriftungsgeräten bis hin zum High-End Multifunktionsgerät. 
Nutzen Sie die Rahmenvereinbarung mit Brother Top-Konditionen! 

Mehr Infos unter www.brother.de  

	  KLIMA FINDET STADT 

Die „eiförmigen" Faulbehälter sind es, 
die in der Bevölkerung oftmals das Bild 
einer Kläranlage prägen 

druckes als DWA Arbeitsblatt DWA-A 
216 „Energiecheck und Energieanalysen — 
Instrumente zur Energieoptimierung von 
Abwasseranlagen" vor. 

Was ändert sich? 
Eine wesentliche Veränderung gegenüber 
dem bisherigen Vorgehen bei der Aufstel-
lung von Energiecheck und Energieanalyse 
von Abwasseranlagen ist, ausgehend von 
den Vorgaben des DWA-A 216, die Aus-
weitung der Betrachtung auf das gesamte 
Abwassersystem, also von der Kanalisation 
über das Regenbeckennetz bis hin zur Klär-
anlage. Zudem wird beim Energiecheck zur 
Einordnung des anlagenspezifischen Ener-
giebedarfs nicht auf den Vergleich mit all-
gemeinen, theoretisch hergeleiteten Richt-
und Idealwerten fokussiert. Es erfolgt eine 
Erstbeurteilung anhand von Häufigkeits-
verteilungen, die auf realen Betriebsdaten  

basieren und die große Bandbreite beim 
Energieverbrauch auf den unterschied-
lichen Abwasseranlagen verdeutlichen. Die 
Einordnung der eigenen Energiezahlen in 
die Häufigkeitsverteilungen gibt eine erste 
Orientierung zur energetischen Bewertung. 
Liegen die aufgenommenen Kennzahlen 
im schlechteren Bereich der Häufigkeitsver-
teilung, weist dies mit großer Wahrschein-
lichkeit auf ein energetisches Optimierungs-
potenzial hin. 

Erst bei der anschließenden Energieana-
lyse werden anlagenspezifische Idealwerte 
ermittelt, die dann durch die erarbeiteten 
und beschriebenen Maßnahmen erreicht 
werden sollen. Diese anlagenspezifischen 
Idealwerte geben Hinweise darauf, welches 
Niveau im Bereich der Energieeffizienz auf 
der untersuchten Anlage unter optimaler 
Betriebsweise erreicht werden kann. Dabei 
berücksichtigen diese Idealwerte anders 
als bisher Einschränkungen aufgrund vor-
handener konstruktiver und verfahrens-
technischer Randbedingungen, die nicht 
beziehungsweise nicht mit vertretbarem 
wirtschaftlichem Aufwand zu verändern 
sind, wie zum Beispiel die Bauwerksgeome-
trie vorhandener Becken oder besondere 
topografische Randbedingungen. 

Um die Energieanalyse und die sich 
daraus ergebenden Maßnahmen zu einem 
Erfolg zu führen, werden im Arbeitsblatt 
DWA-A 216 nachstehende, umfangreiche 
fachliche Voraussetzungen formuliert:  

»Für die Ausführung einer Energieanalyse einer 
Abwasseranlage sind weitreichende Kennt-
nisse sowohl im Bereich Energietechnik als auch 
Abwassertechnik erforderlich. Dies erfordert aus-
reichende Erfahrungen in Konstruktion, Planung 
und Betriebsoptimierung von Abwasseranlagen, 
insbesondere in folgenden Bereichen: 
• mechanische und biologische 

Abwasserreinigung, 
• Schlammbehandlung, 
• Maschinentechnik, 
• Hydraulik, 
• Elektro-, Mess-, Steuerungs- und 

Regelungstechnik (EMSR), 
• Grundlagen der Energietechnik" 

Bereits die im Handbuch Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen formulierten 
Aufwandswerte für die Erstellung einer 
Grob- und Feinanalyse von etwa 20 bis 50 
Arbeitstagen für eine Kläranlage einer Aus-
baugröße von 100 000 Einwohnerwerten 
mit herkömmlicher Verfahrenstechnik zei-
gen, dass qualitative Aussagen nur mit ent-
sprechendem personellem und damit ver-
bunden finanziellem Aufwand zu erreichen 
sind. Mit den vorstehenden Anforderungen 
an die Fachkompetenz steigt dieser Auf-
wand weiter. Zusätzliche Kosten entstehen, 
wenn auch noch die sinnvollen Untersu-
chungen zur Ermittlung und Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen als Beitrag zum 
Klimaschutz Inhalt der Energieanalyse sind. 

Neues Förderprogramm für 2015 
in Aussicht 
Vor dem geschilderten Hintergrund hat 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie im nationalen Aktionsplan Energie- 
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Ergebnisse von bundesweiten Förderprogrammen sollen den Prozess der Energieeffizienz-
steigerung und der Eigenstromerzeugung auf Abwasseranlagen unterstützen 

KLIMA FINDET STADT 	  

effizienz „Mehr aus Energie machen" vom 
Dezember 2014 der Energieoptimierung 
von Abwasseranlagen eine hohe Bedeu-
tung zugemessen und will Energiechecks 
und Energieanalysen auf Abwasseranlagen 
ab 2015 finanziell unterstützen. Im Aktions-
plan heißt es: 
„Förderprogramm Energieeffizienz in der 
Abwasserbehandlung 
Aufgrund des hohen Stromeinspar- und damit 
THG Minderungspotenzials wird sich die Bun-
desregierung für eine Durchführung von Ener-
giechecks und Energieanalysen in kommunalen 
Abwasseranlagen einsetzen. Für eine Zeit von 
fiinf Jahren wird die Bundesregierung die Durch-
führung von Energiechecks und -analysen för-
dern. Dabei sollen nur diejenigen Checks und 
Analysen gefördert werden, die entsprechend dem 
DWA Arbeitsblatt A 216 erfolgt sind. Aufgrund 
der Ergebnisse des Förderprogramms wird nach 
drei Jahren gemeinsam mit den Bundesländern 
geprüfi, ob kommunale Abwasseranlagen künf-
tig verpflichtend Energiechecks und -Analysen 
durchführen müssen." 

Mit dem Erscheinen der Förderrichtlinie ist 
im Jahr 2015 zu rechnen. 

Innovative und praxistaugliche 
Ideen sind gefragt 

Maßnahmen zur Energieoptimierung von 
Abwasseranlagen müssen zukünftig ver-
stärkt neue, innovative Möglichkeiten 
berücksichtigen, wenn Ziele wie die Sen- 

kung des Stromverbrauchs von Kläranla-
gen um mehr als 25 Prozent erreicht werden 
sollen. Daher wurden in den vergangenen 
Jahren mehrere bundesweite Förderpro-
gramme aufgelegt, deren Ergebnisse den 
Prozess der Energieeffizienzsteigerung und 
der Eigenstromerzeugung auf Abwasseran-
lagen unterstützen sollen: 

• Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit, Förderschwerpunkt 
„Energieeffiziente Abwasser-
anlagen" im Umweltinnovations-
programm: 
„Im Rahmen des Förderschwerpunktes 
werden Projekte mit Demonstrationscha-
rakter in den Bereichen Abwassertrans-
port in der Kanalisation, Behandlung des 
Abwassers bis zur Einleitung in ein Gewäs-
ser sowie Klärschlammbehandlung und 
-verwertung im Zusammenhang mit der 
Abwasserbehandlung gefördert:' 

Quelle: http://wwwurnweltinnovationspro-
gramm.de/Abwasseranlagen  

• Bundesministerium für Bildung 
und Forschung, Fördermaßnahme 
„Zukunftsfähige Technologien und 
Konzepte für eine energieeffiziente 
und ressourcenschonende Wasser-
wirtschaft (ERWAS)": 
„In den kommenden Jahren ist von einer 
weiteren Verknappung der konventionel-
len Energieträger und einem Anstieg der  

Energiekosten auszugehen. [ 	Anzu- 
streben sind daher neue, zukunftsfähige 
technologische Ansätze, Systemlösungen 
und Konzepte. Diese können zum einen 
auf einen effizienteren und sparsameren 
Umgang mit Energie abzielen; zum ande-
ren können sie aber auch auf einer nach-
haltigen Energiegewinnung durch eine 
bessere Nutzung vorhandener Ressour-
cen aufbauen (zum Beispiel Nutzung der 
im Abwasser enthaltenen Energie):" 

Quelle: http://www.bmbf.nawarn-erwas.de/de  

Auch in einigen Bundeländem werden 
entsprechende Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte finanziell unterstützt, wie zum 
Beispiel im Förderprogramm „Ressour-
ceneffiziente Abwasserbeseitigung (Rese 
des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die in diesen Programmen geförderten 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
zum Thema Abwasser und Energie erar-
beiten neue Lösungen für die Energieeffizi-
enzsteigerung und Verbesserung der Eigen-
energieversorgung von Abwasseranlagen 
zum Beispiel im Bereich Abwasserwärme-
nutzung, Energiegewinnung aus Klärgas-
und Klärschlamm, Verknüpfung mit den 
Energienetzen und Lastmanagement, Bio-
BrennstofEellen und vieles mehr. Diese 
neuen Möglichkeiten sollten Eingang in die 
Untersuchungen zur Energieoptimierung 
von Abwasseranlagen finden. 

Fazit 

Die Energieeffizienzsteigerung und Ver-
besserung der Eigenenergieversorgung von 
Abwasseranlagen bietet den Betreibern 
große Potenziale zur Kosteneinsparung 
trotz steigender Energiepreise und kann 
einen Beitrag zur Reduzierung von Treib-
hausgasen liefern. Voraussetzung für ein 
qualifiziertes Ergebnis ist ein geordnetes 
Vorgehen entsprechend dem neuen DWA-
Arbeitsblatt DWA-A 216 „Energiecheck 
und Energieanalysen — Instrumente zur 
Energieoptimierung von Abwasseranlagen". 
Die hierfür erforderlichen nicht unerheb-
lichen finanziellen Aufwendungen bieten 
ein hohes Amortisierungspotenzial. Dies 
wird unterstützt durch das geplante För-
derprogramm des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie für die Erstellung 
von Energiechecks und Energieanalysen auf 
Abwasseranlagen. 
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beabsichtigter Bescheid 

Bundesamt für zentrale Dienste 
und offene Vermögensfragen 

— Dienstsitz Cottbus — 

VZOG - FEO (2) - VZ 11 
(Bei Antwortschreiben bitte dieses Aktenzeichen angeben) 

Cottbus, 
Postfach 10 02 51 
03002 Cottbus 

Dienstgebäude: 
Heinrich-Hertz-Str. 2, 03044 Cottbus 

Telefon: (030) 18 70 30-0 
Durchwahl: (030) 18 70 30 - 2410 
Telefax: (030) 18 70 30 - 2409 

Bearbeiter: Herr Harms 

Übertragungsbescheid 
zum Quotierungsbescheid vom 30.07.2010 

in dem Verfahren nach dem Gesetz über die Feststellung der Zuordnung von ehemals volkseigenem Vermögen 
(Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. März 1994 (BGBl. I S. 709), 

zuletzt geänd. durch Art. 3 Flächenerwerbsänderungsgesetz - FIErwÄndG - vom 3. Juli 2009 (BGBl. I S. 1688) 

1. Antragsteller/Beteiligte 

gegen Empfangsbekenntnis: 
1. Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 

Sonderaufgaben 
c/o KBS Kleine Benschkowsky Schlosser Rechtsanwälte GbR 
Reinhardtstraße 31 
10117 Berlin 

gegen Empfangsbekenntnis: 
2. Fernwasserversorgung Elbaue Ostharz GmbH 

Naundorfer Straße 46 
04860 Torgau 

gegen Empfangsbekenntnis: 
3. Fernwasser Sachsen-Anhalt GmbH 

über Rechtsanwälte Freshfields, 
Bruckhaus, Deringer LLP 
Frau Rechtsanwältin Dr. Grühn 
Potsdamer Platz 1 
10785 Berlin 

gegen Empfangsbekenntnis: 
4. MIDEWA 

Wasserversorgungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH 
Bahnhofstraße 13 
06217 Merseburg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
5. MIDEWA 

Mitteldeutsche Wasser und Abwasser GmbH i. L. 
Magdeburger Straße 38 
06112 Halle (Saale) 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
6. Kommunale Wasserwerke Leipzig GmbH 

über Rechtsanwälte Dr. Dammert & Steinforth 
Herr Rechtsanwalt Dr. Dammert 
Ludolf-Colditz-Straße 42 
04299 Leipzig 

gegen Empfangsbekenntnis: 
7. Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Leipzig-Land 
Friedrich-Ebert-Straße 33 
04109 Leipzig 

gegen Empfangsbekenntnis: 
8. Stadtwerke Halle GmbH 

Bornknechtstraße 5 
06108 Halle (Saale) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
9. Talsperrenbetrieb des Landes Sachsen-Anhalt AöR 

vertreten durch Bird&Bird LLP 
Herr Rechtsanwalt Stefan Breider 
Taunusanlage 1 
60329 Frankfurt am Main 

gegen Empfangsbekenntnis: 
10. Wasserzweckverband Saale-Fuhne-Ziethe 

Köthensche Straße 54 
06406 Bernburg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
11. Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt 

des Landes Sachsen - Anhalt - Referat 21 - 
vertreten durch Bird&Bird LLP 
Herr Rechtsanwalt Stefan Breider 
Taunusanlage 1 
60329 Frankfurt am Main 

gegen Empfangsbekenntnis: 
12. Freistaat Sachsen 

vertreten durch das Staatsministerium der Finanzen 
Carolaplatz 1 
01097 Dresden 

gegen Empfangsbekenntnis: 
13. TVVM 

Trinkwasserversorgung Magdeburg GmbH 
Herrenkrugstraße 140 
39114 Magdeburg 

für die Beteiligten zu 14. bis 23: 

gegen Empfangsbekenntnis: 
14. Stadt Thale 

Rathausplatz 1 
06502 Thale 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
15. Stadt Blankenburg 

Harzstraße 3 
38889 Blankenburg (Harz) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
16. Gemeinde Am Großen Bruch 

über Verbandsgemeinde Westliche Börde 
Marktstraße 7 
39397 Gröningen 

gegen Empfangsbekenntnis: 
Gemeinde Groß Quenstedt 
Gemeinde Harsleben 
Stadt Wegeleben 
Stadt Schwanebeck 

17. über Verbandsgemeinde Vorharz 
Markt 7 
38828 Wegeleben 

gegen Empfangsbekenntnis: 
18. Stadt Halberstadt 

Holzmarkt 1 
38820 Halberstadt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
19. Stadt Oberharz am Brocken 

Markt 1-2 
38875 Oberharz am Brocken OT Elbingerode 

gegen Empfangsbekenntnis: 
20. Stadt Oschersleben (Bode) 

Markt 1 
39387 Oschersleben (Bode) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
21. Stadt Straßfurt 

Hohenerxlebender Straße 12 
39418 Staßfurt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
22. Stadt Wernigerode 

Marktplatz 1 
38855 Wernigerode 

gegen Empfangsbekenntnis: 
23. Stadt Güsten 

Gemeinde Ilberstedt 
über Verbandsgemeinde Saale-Wippe 
Platz der Freundschaft 1 
39439 Güsten 
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beabsichtigter Bescheid 

Verfahrensbevollmächtigte zu 25 bis 38: 

gegen Empfangsbekenntnis: 
24. Stadt Leipzig 

Martin-Luther-Ring 4-6 
04109 Leipzig 

gegen Empfangsbekenntnis: 
25. Gemeinde Doberschütz 

Breite Straße 17 
04838 Doberschütz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
26. Gemeinde Dreiheide 

Schulstraße 4 
04860 Süptitz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
27. Große Kreisstadt Eilenburg 

Marktplatz 1 
04838 Eilenburg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
28. Gemeinde Lossatal 

Karl-Marx-Str. 14 
04808 Lossatal 

gegen Empfangsbekenntnis: 
29. Gemeinde Jesewitz 

Alte Dorfstraße 1 
04838 Jesewitz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
30. Stadt Markkleeberg 

Rathausplatz 1 
04416 Markkleeberg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
31.. 	Stadt Markranstädt 

Markt 1 
04420 Markranstädt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
32. Stadt Schkeuditz 

Rathausplatz 3 
04435 Schkeuditz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
33. Stadt Taucha 

Schlossstraße 13 
04425 Taucha 

gegen Empfangsbekenntnis: 
34. Große Kreisstadt Torgau 

Markt 1 
04860 Torgau 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
35. Große Kreisstadt Wurzen 

Friedrich-Ebert-Str. 2 
04808 Wurzen 

gegen Empfangsbekenntnis: 
36. Stadt Belgem-Schildau 

Markt 3 
04874 Belgern-Schildau 

gegen Empfangsbekenntnis: 
37. Gemeinde Großpößna 

Am Rittergut 1 
04463 Großpößna 

gegen Empfangsbekenntnis: 
Stadt Dommitzsch 
Gemeinde Elsnig 
Gemeinde Trossin 

38. über Verwaltungsgemeinschaft Dommitzsch 
Markt 1 
04880 Dommitzsch 

gegen Empfangsbekenntnis: 
39. Gemeinde Laußig 

Bahnhofstraße la 
04838 Laußig 

gegen Empfangsbekenntnis: 
40. Gemeinde Mockrehna 

Unterdorf 4 
04862 Mockrehna 

gegen Empfangsbekenntnis: 
41. Gemeinde Bennewitz 

Bahnhofstraße 24 
04828 Bennewitz 

, gegen Empfangsbekenntnis: 
42. Gemeinde Thallwitz 

Dorfplatz 5 
04808 Thallwitz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
43- 	Stadt Leuna 

über Rechtsanwälte Heuking, Kühn, Lüer u.a. 
Herr Rechtsanwalt Dr. Kamphausen 
Georg-Glock-Straße 4 
40474 Düsseldorf 
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beabsichtigter Bescheid 

Verfahrensbevollmächtigte zu 45 bis 81: 

gegen Empfangsbekenntnis: 
44. Stadt Halle (Saale) 

Marktplatz 1 
06100 Halle (Saale) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
45. Stadt Bad Schmiedeberg 

Markt 1 
06905 Bad Schmiedeberg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
46. Stadt Raguhn-Jeßnitz 

Rathausstraße 16 
06779 Raguhn-Jeßnitz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
47. Einheitsgemeinde Ostemienburger Land 

Rudolf-Breitscheid-Straße 32e 
06386 Osternienburger Land 

gegen Empfangsbekenntnis: 
48. Gemeinde Petersberg 

Götschetalstr. 15 
06193 Peters berg 

49.  
gegen Empfangsbekenntnis: 
Gemeinde Salzatal 
Am Rathaus 31 
06198 Salzatal OT Salzmünde 

gegen Empfangsbekenntnis: 
50. Gemeinde Teutschenthal 

Am Busch 19 
06179 Teutschenthal 

gegen Empfangsbekenntnis: 
51. Gemeinde Kabelsketal 

Lange Straße 18 
06184 Kabelsketal 

gegen Empfangsbekenntnis: 
52. Gemeinde Muldestausee 

Neuwerk 3 
06774 Muldestausee 

gegen Empfangsbekenntnis: 
53. Gemeinde Schkopau 

Schulstraße 18 
06258 Schkopau 

gegen Empfangsbekenntnis: 
54. Stadt Arnstein 

Eislebener Straße 2 
06333 Arnstein OT Quenstedt 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
55. Stadt Aschersleben 

Markt 1 
06449 Aschersleben 

gegen Empfangsbekenntnis: 
56. Stadt Bad Dürrenberg 

Fichtestraße 6 
06231 Bad Dürrenberg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
57. Stadt Bad Lauchstädt 

Markt 1 
06246 Bad Lauchstädt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
58. Stadt Ballenstedt 

Rathausplatz 12 
06493 Ballenstedt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
59. Stadt Bernburg 

Schloßgartenstr. 16 
06406 Bernburg (Saale) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
60. Stadt Bitterfeld-Wolfen 

Rathausplatz 1 
06766 Bitterfeld-Wolfen OT Wolfen 

gegen Empfangsbekenntnis: 
61. Stadt Braunsbedra 

Markt 1 
06242 Braunsbedra 

gegen Empfangsbekenntnis: 
62. Stadt Dessau 

Zerbster Straße 4 
06844 Dessau-Roßlau 

gegen Empfangsbekenntnis: 
63. Stadt Falkenstein (Harz) 

Markt 1 
06463 Falkenstein/Harz 

gegen Empfangsbekenntnis: 
64. Stadt Gerbstedt 

Markt 1 
06295 Gerbstedt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
65. Stadt Gräfenhainichen 

Markt 1 
06773 Gräfenhainichen 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
66. Stadt Hettstedt 

Markt 1 - 3 
06333 Hettstedt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
67. Stadt Kemberg 

Burgstraße 5 
06901 Kemberg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
68. Stadt Könnern 

Markt 1 
06420 Könnern 

gegen Empfangsbekenntnis: 
69. Stadt Köthen (Anhalt) 

Marktstr. 1 - 3 
06366 Köthen 

gegen Empfangsbekenntnis: 
70. Stadt Landsberg 

Köthener Straße 2 
06188 Landsberg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
71. Stadt Lutherstadt Eisleben 

Markt 1 
06295 Eisleben 

gegen Empfangsbekenntnis: 
72. Stadt Mansfeld 

Lutherstraße 9 
06343 Mansfeld 

gegen Empfangsbekenntnis: 
73. Stadt Merseburg 

Lauchstädter Str. 1 - 3 
06217 Merseburg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
74. Stadt Nienburg (Saale) 

Marktplatz 1 
06429 Nienburg (Saale) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
75. Stadt Quedlinburg (Harz) 

Markt 1 
06484 Quedlinburg 

gegen Empfangsbekenntnis: 
76. Stadt Sandersdorf-Brehna 

Bahnhofstraße 2 
06792 Sandersdorf-Brehna 
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beabsichtigter Bescheid 

gegen Empfangsbekenntnis: 
77. Stadt Seeland 

Lindenstraße 1 
06469 Seeland OT Nachterstedt 

gegen Empfangsbekenntnis: 
78. Stadt Südliches Anhalt 

Hauptstraße 31 
06369 Südliches Anhalt (OT Weißancit-Gölzau) 

gegen Empfangsbekenntnis: 
79. Stadt Wettin-Löbejün 

Markt 1 
06193 Wettin-Löbejün 

gegen Empfangsbekenntnis: 
80. Stadt Zörbig 

Markt 12 
06780 Zörbig 

gegen Empfangsbekenntnis: 
Gemeinde Helbra 
Gemeinde Ahlsdorf 
Gemeinde Benndorf 
Gemeinde Klostermansfeld 
Gemeinde Bornstedt 
Gemeinde Hergisdorf 
Gemeinde Wimmelburg 

81. über Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
An der Hütte 1 
06311 Helbra 

nachrichtlich: 
82. Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 

Herr Jürgen Leindecker 
Sternstraße 3 
39104 Magdeburg 

I. Betroffene Vermögenswerte: 

Geschäftsanteile an der Firma,, Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH" 

II. Entscheidung: 

1. 

Den Wasser beziehenden Kommunen werden Geschäftsanteile an der Fernwasser Elbaue-

Ostharz GmbH (FEO) in der in der Anlage jeweils ersichtlichen Höhe mit dinglicher Wirkung 

(ipso jure) übertragen. 
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beabsichtigter Bescheid 

2. 

Darüber hinaus gehende Anträge auf Anteilsübertragungen werden zurückgewiesen. 

III. Nebenbestimmungen: 

Die gegenwärtigen Anteilseigner wird aufgegeben, 

a) einen Beschluss über die Umstellung des Stammkapitals von 250.000.000,- Deutsche 

Mark auf Euro zu fassen, 

und 

b) einen Beschluss über eine Kapitalerhöhung auf nunmehr 127.822.971,- Euro zur Glättung 

des verteilfähigen Stammkapitals zu fassen. 

IV. Begründung: 

• 

Die Zuständigkeit des Bundesamtes für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen BADV 

ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 1 VZOG i. V. m. § 1 -VZOZÜV sowie der Funktionsnachfolge für 

das Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen. 

Die Entscheidung beruht auf § 4 Abs. 2 KVG i.v.m. § 1 Abs. 4 VZOG. 

1. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 20. Januar 2005 — 3 C 31.03 — unmissver-

ständlich festgestellt, dass den Wasser beziehenden Kommunen nach § 4 Abs. 2 KVG ein 

Anspruch auf kostenlose Übertragung sämtlicher Geschäftsanteile an der FE0 zusteht, der 

sich seit dem Inkrafttreten des § 1 Abs. 4 VZOG am 29.03.1991 gegen die Zuordnungsbe-

hörde richtet. 

Die Behörde sieht sich dem gemäß im Rahmen der Zuordnungsvorschriften ermächtigt, den 

begünstigten Kommunen die Gesellschafterstellung durch Verwaltungsakt zu verschaffen 

und damit in die gegenwärtige Gesellschafterstruktur der FE0 einzugreifen. 

Insofern erfolgt die Übertragung der Anteile unmittelbar und mit dinglicher Wirkung. 

Diese direkte Übertragung ist nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts möglich und 

geboten, da die bisherigen Anteilsveräußerungen jeweils mit einem Zuordnungsvorbehalt 

versehen waren. Derartige Zuordnungsvorbehalte verhindern das Ausscheiden der betroffe-

nen Vermögenswerte aus dem zuordnungsfähigen Vermögen, wie ein Blick auf 

§ 1 c VZOG (früher § 6 ZOEG) zeigt. Dort ist der unmittelbare Zugriff auf bereits privatisierte 

Vermögenswerte unter bestimmten Voraussetzungen angeordnet. Ergangene Zuordnungs- 
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beabsichtigter Bescheid 

bescheide sind entsprechend zu ändern oder aufzuheben. Dort ist das behördliche Ermes-

sen auf null reduziert. 

Da die begünstigten Kommunen ihre Rechte auf unmittelbare Beteiligung geltend machen, 

genießen diese das Primat vor den rechtsgeschäftlich erworbenen mittelbaren Beteiligungen 

einzelner Kommunen. 

Soweit anspruchsberechtigte Kommunen einer Übertragung der ihnen zustehenden Ge-

schäftsanteile auf die Trinkwasserversorgung Magdeburg GmbH zugestimmt bzw. erfolgte 

Übertragungsakte nachträglich genehmigt haben, ist dies in der Berechnung der Anlage be-

rücksichtigt. 

Hinsichtlich der anderen Kommunen liegen lediglich Verfahrensvollmachten und keine Über-

tragungserklärungen vor. 

2. 

Der Beteiligungsanspruch der Kommunen richtet sich auf eine Beteiligung entsprechend 

dem ursprünglichen Kapital. 

Die FE0 wurde am 11.06.1990 mit einem Stammkapital von 3.000.000,- Mark der DDR in 

das Handelsregister eingetragen. 

Mit Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 02.08.1991 ist das Stammkapital auf 

250.000.000,- Deutsche Mark neu festgesetzt worden, und zwar auf Grund der auf den 

01.07.1990 rückwirkend erstellten und bestätigten Eröffnungsbilanz. 

Daher kann ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass dieser Wert dem ursprüng-

lichen Kapital entspricht und die Grundlage für den Beteiligungsanspruch der Kommunen 

bildet. 

Für die heutige Feststellung der jeweiligen Beteiligung kommt es allerdings nicht auf die tat-

sächliche Realisierbarkeit zum damaligen Zeitpunkt an. 

Es mag sein, dass § 5 Abs. 1 Satz 2 GmbHG in der am 03.10.1990 bis zum 31.12.1998 gel-

tenden Fassung wegen der Mindesteinlage eines Gesellschafters von 500,- Deutsche Mark 

ein rechtliches Hindernis für eine Übertragung von Anteilen an die Kommunen dargestellt 

hätte. Es war also fraglich, ob Geschäftsanteile entsprechend der Quotierung gebildet hätten 

werden können. 

Vielmehr tritt die Übertragungswirkung ex nunc ein, sodass unter der Geltung des heutigen 

Rechts die Voraussetzungen zur Übertragung geschaffen werden müssen. Dem genügt die 

Stückelung in gerundete Nennbeträge zu vollen Euro (§ 5 Abs. 2 GmbHö in der seit 

01.01.2009 geltenden Fassung). Die aus der Umrechnung resultierende geringfügige 

Kapitalerhöhung um 0,80 € ist dazu erforderlich und nicht unverhältnismäßig. 
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beabsichtigter Bescheid 

3. 

Auch den sächsischen Gemeinden steht der Übertragungsanspruch zu. 

Dem steht nicht entgegen, dass diese den Ablehnungsbescheid der Bundesanstalt für ver-

einigungsbedingte Sonderaufgaben vom 20.07.1995 — Az. S 729040028L — unter Rechts-

mittelverzicht haben bestandskräftig werden lassen. 

Dieser Bescheid wurde mit dem Quotierungsbescheid vom 30.07.2010 rückwirkend zum 

Zeitpunkt seines Erlasses aufgehoben. Die Aufhebung war auch rechtmäßig. Sie scheiterte 

insbesondere nicht an den Einschränkungen des § 48 Abs. 2 bis 4 VwVfG, denn es handelte 

sich nicht um einen begünstigenden Verwaltungsakt. Ein — wie hier — belastender rechtswid-

riger Verwaltungsakt kann nach § 48 Abs. 1 Satz 1 VwVfG jederzeit frei zurückgenommen 

werden. Der Grundsatz der freien Rücknehmbarkeit von Verwaltungsakten gilt ohne Ein-

schränkungen nur für ausschließlich belastende Verwaltungsakte. 

Dem steht nicht entgegen, dass Zuordnungsentscheidungen in der Regel Verwaltungsakte 

mit Doppelwirkung sind. So steht einem Prätendenten, dessen Antrag abgelehnt wird immer 

ein anderer Prätendent gegenüber, der von dieser Entscheidung in irgendeiner Weise profi-

tiert. Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine Begünstigung i.S.v. § 48 Abs. 1 Satz 2 

VwVfG, sondern lediglich um einen reflexartigen Zufall aus der Ablehnungsentscheidung. 

Allerdings gelten auch bei freien Rücknahmen die allgemeinen Grundsätze für die zu tref-

fende Ermessensentscheidung. Ausschließlicher Maßstab ist im Vermögenszuordnungsrecht 

das öffentliche Interesse. Dieses wird nicht nur durch den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 

der Verwaltung bestimmt, sondern auch durch den Gesichtspunkt der Beständigkeit von Zu-

ordnung entscheidungen (Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 27. April 2006 — 3 C 23.05). 

Der Betrieb einer Fernwasserversorgung, bei der die örtlichen Verteilnetze nicht im Eigentum 

des Betreibers stehen, gehört ebenso zu den grundlegenden Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft nach Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz, wie die örtliche Wasserversorgung selbst 

(Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 20. Januar 2005 — 3 C 31.03). Das öffentliche Inte-.  

resse an der Möglichkeit der Aufgabenwahrnehmung durch die Kommunen selbst ist evident 

und überragt das Interesse am Bestand einer sich im Nachhinein als rechtswidrig erweisen-

den Ablehnungsentscheidung bei weitem. 

Gleiches gilt für die sachsen-anhaltinischen Kommunen, die zwar im fristgerechten Antrag 

der Stadt Halle vom 08.10.1993 aufgeführt waren, im Klageverfahren der Stadt Halle VG 27 

A 204.95 bzw. in dem ruhenden Verfahren VG 27 A 393.02 nicht mehr aufgezählt sind. 

Ginge man davon aus, dass damit diesen Kommunen gegenüber der Ablehnungsbescheid 

bestandskräftig geworden sein sollte, wäre dieser ebenso, wie bei den sächsischen Kommu-

nen, aufzuheben. 

Die Zuordnungsbehörde geht aber davon aus, dass die fristgerechte Antragstellung der 

Stadt Halle vom 08.10.1993 für alle dort vertretenen Kommunen fortwirkt. 
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4.  

Dagegen kann eine Übertragung von Geschäftsanteilen an Kommunen, die keinen fristge-

rechten Antrag gestellt haben, nicht erfolgen. 

Bei der in § 7 Abs. 3 Satz 1 VZOG i.V.m. § 2 der AnFrV bestimmten Frist zur Stellung von 

Anträgen nach § 4 Abs. 2 KVG bis zum 31.12.1994 handelt es sich um eine materielle Aus-

schlussfrist, deren Versäumung unmittelbar zum Erlöschen möglicher Ansprüche führt. 

Das betrifft die früheren rechtlich selbständigen Gemeinden Vatterode, Frassdorf, Benzinge-

rode, Luppenau, Polleben, Ahlsdorf, Stumsdorf und Langenbogen aus dem Versorgungsge-

biet Sachsen-Anhalt und die Gemeinden Thallwitz, Bennewitz, Pflückuff, Großpösna, Fal-

kenhain sowie die Stadt Belgern aus dem Versorgungsgebiet Sachsen, die zwischenzeitlich 

zum Teil eingemeindet wurden. 

Deren Anteile verbleiben bei den gegenwärtigen Anteilseignern. 

5.  

Unschädlich ist dagegen eine Beschränkung einiger kommunaler Anträge auf anteilige 

Übertragung aus dem 49%-Anteil und anteiligen Erlös aus dem 51%-Anteil. Nachdem das 

Bundesverwaltungsgericht die noch mögliche Kommunalisierung sämtlicher Geschäftsanteile 

festgestellt hat, ist bei sachgerechter Antragsauslegung nach dem Grundsatz der „Meistbe-

günstigung" (vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 8. Auflage, Rz. 36 zu § 22) davon auszugehen, 

dass bei Kenntnis der materiellen Rechtslage eine unbeschränkte Anteilsübertragung gewollt 

war. 

6.  

Die Nebenbestimmungen beruhen auf § 36 Abs. 2, 2. Alternative VwVfG und dienen der An-

passung der mit dem Verwaltungsakt beabsichtigten Regelung an die besonderen Gege-

benheiten des Einzelfalls. 

Ohne eine Umstellung und Glättung des Stammkapitals wäre eine dingliche Übertragung auf 

die anspruchsberechtigten Kommunen wegen GmbHG nicht möglich. 

Die Nebenbestimmungen sind weder unverhältnismäßig, noch widersprechen sie dem 

öffentlichen Interesse. 

Es handelt sich nicht um eine Auflage i.S.v. § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG, da eine solche nur 

gegenüber den Begünstigten, nicht aber gegenüber den Verpflichteten ausgesprochen 

werden kann. 
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V. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung beim 

Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, 

Klage erhoben werden. 

Die Klage ist gegen die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für 

zentrale Dienste und offene Vermögensfragen, Dienstsitz Berlin, Referat Q 3, DGZ-Ring 12, 

13086 Berlin zu richten. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. 

Im Auftrag 

(Harms) 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FE0 

Trinkwasserversorgung Magdeburg GmbH 13.764.086 € 10,7681 % 

Gemeinde Am Großen Bruch 109.927 € 0,0860 % 
Großalsleben 28.121 0,0220 
Neuwegersleben 6.391 0,0050 
Spülw. Kroppenstedt 75.415 0,0590 

Gemeinde Groß Quenstedt Groß Quenstedt 38.347 € 0,0300 % 

Gemeinde Harsleben Harsleben 30.678 € 0,0240 % 

Stadt Blankenburg 2.430.806 € 1,9017 % 
Blankenburg 1.922.455 1,5040 
Bömecke 53.686 0,0420 
Cattenstedt 85.641 0,0670 
Derenburg 107.371 0,0840 
Heimburg 80.528 0,0630 
Hüttenrode 12.782 0,0100 
Timmenrode 58.415 0,0457 
VVienrode 109.928 0,0860 

Stadt Halberstadt 3.838.647 € 3,0031 % 
Emersleben 86.920 0,0680 
Halberstadt 3.502.472 2,7401 
Klein Quenstedt 71.581 0,0560 
Langenstein 177.674 0,1390 

Stadt Oberharz am Brocken Rübeland 6.391 € 0,0050 % 

Stadt Oschersleben (Bode) 589.263 € 0,4610 % 
Altbrandsleben 11.504 0,0090 
Hadmersleben 33.234 0,0260 
Hordorf 25.565 0,0200 
Homhausen 72.859 0,0570 
Klein Oschersleben 1.278 0,0010 
Oschersleben 439.710 0,3440 
Peseckendorf 5.113 0,0040 

Stadt Schwanebeck 86.920 € 0,0680 % 
Nienha gen 8.948 0,0070 
Schwanebeck 77.972 0,0610 

Stadt Staßfurt 750.319 € 0,5870 % 
Hohenerxleben 62.633 0,0490 
Löbnitz 23.008 0,0180 
Rathmannsdorf 62.633 0,0490 
Stoßfurt (OT Leopoldshall) 602.045 0,4710 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FE0 

Stadt Thale 3.057.776 € 2,3922 % 
Allrode 165.658 0,1296 
Altenbrak 109.928 0,0860 
Friedrichsbrunn 299.361 0,2342 
Neinstedt 610.098 0,4773 
Stecktenberg 27.354 0,0214 
Thale/Hatz 1.542.821 1,2070 
Wamstedt 61.355 0,0480 
Westerhausen 131.657 0,1030 
Westerhausen 109.544 0,0857 

Stadt Wegeleben 63.912 € 0,0500 % 
Rodersdotf 3.835 0,0030 
Wege/eben 60.077 0,0470 

Stadt Wernigerode 2.086.068 € 1,6320 % 
Minsleben 54.964 0,0430 
Reddeber 47.294 0,0370 
Silstedt 74.137 0,0580 
Wemigerode 1.909.673 1,4940 

Stadt Güsten 457.605 € 0,3580 % 
Amesdorf 74.137 0,0580 
Güsten 383.468 0,3000 

Gemeinde llberstedt Ilberstedt 196.975 € 0,1541 % 

kein Antrag Benzingerode 20.452 € 0,0160 % 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FE0 

Stadt Leipzig Leipzig* 31.249.349 E 24,4474 % 

Stadt Markkleeberg Markkleeberg 464.125 E 0,3631 % 

Stadt Markran' städt Markranstädt 47.167 € 0,0369 % 

Stadt Torgau 
Zinna 

Torgau 

1.510.226€ 
93.183 € 

1.417.043 € 

1,1815% 

0,0729 % 

1,1086 % 

Stadt Schkeuditz Schkeuditz 1.151.811 E 0,9011 % 

Stadt Beigern- 
Schildau 

Schildau- 
Gneisenaustadt 65.062 E 0,0509 % 

Stadt Eilenburg Eilenburg 810.652 E 0,6342 % 

Stadt Wurzen Wutzen 578.526 E 0,4526 % 

Gemeinde 
Dommitzsch 

Dommitzsch 217.171 E 0,1699 % 

Gemeinde Eisnig Eisnig 155.944 E 0,1220 % 

Gemeinde Trossin Trossin 194.930 E 0,1525 % 

Gemeinde 
Doberschütz Doberschütz 191.990 E 0,1502 % 

Gemeinde Dreiheide Dreiheide 114.529 E 0,0896 % 

Gemeinde Jesewitz Jesewitz 9.842 E 0,0077 % 

Gemeinde Laußig Laußig 407.627 E 0,3189 % 

Gemeinde Lossatal Hohbung 9.842 E 0,0077 % 

Gemeinde Mockrehna Mockrehna 695.995 E 0,5445 % 

Stadt Taucha Taucha 552.706 E 0,4324 % 

Stadt Leipzig treuhänderisch 

kein Antrag 	Bennewitz 

kein Antrag 	Thallwitz 

kein Antrag 	Falkenhain 

kein Antrag 	Großpösna 

kein Antrag 	Belgem 

kein Antrag 	Pflückuff 

318.790 E 

123.860 € 

55.859 € 

10.737 € 

17.640 €. 

62.633 € 

48.061 € 

0,2494 % 
0,0969 % 

0,0437 % 

0,0084 % 

0,0138 % 

0,0490 % 

0,0376 % 

Seite 318 



Anlage zum Übertragungsbescheid FEO 

Stadt Halle 
Halle (FWV) 
Halle (FWV+WW Beesen) 

31.058.637 E 
3.706.733 

27.351.904 

24,2982 % 
2,8999 

21,3983 * 

Stadt Zörbig Großzöberitz 48.573 E 0,0380 % 

Stadt Wettin-Löbejün 521.389 E 0,4079 % 

Brachwitz 157.094 0,1229 
Döblitz 34.001 0,0266 

, 
Gimritz 68.002 0,0532 
Rothenburg 165.786 0,1297 
Wettin 96.506 0,0755 

Stadt Südliches Anhalt 171.027 E 0,1338 % 
- 

Edderitz 4.090 0,0032 
Glauzig 14.188 0,0111 
Grtibzig 151.087 0,1182 
Quellendorf 1.662 0,0013 

Stadt Seeland 1.197.060 E 0,9365 % 
Friedrichsaue 1.406 0,0011 
Gatersleben 10.226 0,0080 
Hoym 610.737 0,4778 
Nachterstedt 570.473 0,4463 . 
Schade/eben 4.218 0,0033 

Stadt Schkopäu 852.577 E 0,6670 % 
Döllnitz 230.592 0,1804 
Hohenweiden 78.100 0,0611 
Knapendorf 30.677 0,0240 
Korbetha 10.737 0,0084 
Lochau 140.477 0,1099 
Wallendorf/Luppe 43.076 0,0337 
Schkopau 318.918 0,2495 

Stadt Sandersdorf-Brehna 1.566.595 E 1,2256 % 
Brehna 233.916 0,1830 
Glebitzsch 61.866 0,0484 
Heide/oh 20.579 0,0161 
Petersroda 42437 0,0332 
Ramsin 92.544 0,0724 
Renneritz 34.384 0,0269 
Roitzsch 256.540 0,2007 
Sandersdorf 667.618 0,5223 
Zschemdorf 156.711 0,1226 

• 
Stadt Quedliiiburg/Harz 666.851 E 0,5217 % 

Bad Suderode 505.411 0,3954 
Gernrode 161.440 0,1263 

Stadt Merseburg 2.376.225 E 1,8590 % 
Beuna/Geiseltal 50.490 0,0395 
Geusa 63.144 0,0494 
Merseburg 2.204.815 1,7249 
Meuschau 57.776 0,0452 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FEO 

Stadt Nienburg/Saale 853.218 € 0,6675 % 
Biendorf 32.084 0,0251 
Edlau 31.061 0,0243 
Gerbitz 52.791 0,0413 
Latdorf 63.656 0,0498 
Neugatters/eben 176.779 0,1383 
Nienburg 423.349 0,3312 
Pobzig 36.174 0,0283 
Wedlitz 37.324 0,0292 

Stadt Mansfeld 434.342 € 0,3398 % 
Großömer 133.575 0,1045 
Hermerode 5.752 0,0045 
Mansfeld 291.052 0,2277 
Ritzgerode 3.963 0,0031 

Stadt Lutherstadt Eisleben 1.903.025 € 1,4888 % 
Bischofrode 52.663 0,0412 
Lutherstadt Eis/eben 1.652.237 1,2926 
Schmalzerode 29.911 0,0234 
Volkstedt 41.542 0,0325 
Wolferode 126.672 0,0991 

Stadt Leuna 1.192.076 € 0,9326 % 
Friedensdorf (Saalelandkreis) 15.083 0,0118 
Günthersdorf 25.181 0,0197 
Horburg-Maßlau 15.339 0,0120 
Kötschlitz 19.813 0,0155 
Kötzschau 193.524 0,1514 
Kreypau 49.979 0,0391 
Leuna 791.862 0,6195 
Rodden 17.128 0,0134 
Zöschen 44.866 0,0351 
Zweimen 19.301 0,0151 

Stadt Landsberg 428.973 € 0,3356 % 
Braschwitz 64.039 0,0501 
Oppin 163.613 0,1280 
Peißen (Saalelandkreis) 201.321 0,1575 

Stadt Köthen (Anhalt) 28.632 € 0,0224 % 
Kö/hon/Anhalt 27.610 0,0216 
Merzten 639 0,0005 
Wülknitz 383 0,0003 

Stadt Könnern 353.814 € 0,2768 % 
Beesentaublingen 52.919 0,0414 
Cörmigk 34.768 0,0272 
Gertebogk 26.459 0,0207 
Golbitz 6.775 0,0053 
Könnem 211.802 0,1657 
Wiendorf 21.091 0,0165 

Stadt Dessau-Roßlau Dessau 	 2.519.259 € 1,9709 % 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FEO 

Stadt Braunsbedra Frankleben 	 89.987 € . 0,0704 % 

Stadt Kemberg 196.463 € 
Radis 
Schleesen 	. 
Uthausen 

127.311 
51.257 
17.895 

0,1537 % 
0,0996 
0,0401 
0,0140 

Stadt Hettstedt 2.313.465 € 1,8099 % 

Hettstedt 911.249 0,7129 
Hettstedt (Mansfeldkombinat) 1.353.132 1,0586 
Ritterode 14.955 0,0117 
Walbeck 34.129 0,0267 

Stadt Gräfenhainichen • 1.943.800 € 1,5207 % 
Gräfenhainichen 964.806 0,7548 
Jüdenberg 54..069 0,0423 
Schköna 76.821 0,0601 
Zschomewitz 848.104 0,6635 

Stadt Gerbstedt 524.201 € 0,4101 % 

Augsdorf 67.363 0,0527 
Friedeburgerhütte 1.790 0,0014 
Friedeburg 24.925 0,0195 
Gerbstedt 164.380 .0,1286 
Hübitz 42.948 0,0336 
lhlewitz 17.128 0,0134 
Siersleben 193.524 0,1514 
Welfesholz 9.842 0,0077 
Zabenstedt 2.301 0,0018 

Stadt Falkenstein/Harz 156.711 € 0,1226 % 
Endorf 35.407 0,0277 
Meisdorf 15.211 0,0119 
Neuplatendorf 16.745 0,0131 
Pansfelde 8.820 0,0069 
Reinstedt 80.528 0,0630 

Stadt Bitterfeld-Wolfen 8.038.521 € 6,2888 % 
Bitterfeld 5.265.916 4,1197 * 
Greppin 66.596 0,0521 
Holzweißig 315.339 0,2467 
Reuden 24.031 0,0188 

' Thalheim 91.905 0,0719 
Wolfen 2.274.734 1,7796 

Stadt Bernburg 2.625.353 € 2,0539 % 
Aderstedt 73.754 0,0577 

. Baalberge 55.219 0,0432 
Bemburg 2.296.720 1,7968 
Bemburg, Getreidewirtschaft 78.228 0,0612 
Gröna 31.828 0,0249 
Peißen (Salzlandkreis) 40.520 0,0317 
Foley 26.715 0,0209 
Wohlsdorf 22.369 0,0175 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FE0 

Stadt Ballenstedt 1.354.411 E 1,0596 % 
Badebom 252.067 0,1972 
Badeborn, LPG 38.858 0,0304 
Ballenstedt 859.353 0,6723 
Rad/sieben 56.753 0,0444 
Rieder 147.380 0,1153 

Stadt Bad Schmiedeberg 661.739 E 0,5177 % 
Bad Schiniedeberg 395.228 0,3092 
Korgau 56.242 0,0440 
Pretzsch 185.471 0,1451 
Priesitz 24.798 0,0194 

Stadt Bad Lauchstädt Delitz a. Berge 40.264 E 0,0315 % 

Stadt Bad Dürrenberg 1.252.919 E 0,9802 % 
Bad Dürrenberg 1.235.152 0,9663 
Oebles-Schlechtewitz 17.767 0,0139 

Stadt Aschersieben 3.103.155 E 2,4277 % 
Aschersieben, DB 108.394 0,0848 
Aschersieben, Stadt 2.771.582 2,1683 
Mehrin gen 97.784 0,0765 
Neu Königsaue 2.301 0,0018 
Schackenthal 639 0,0005 
Westdorf 50.746 0,0397 
Winningen 71.709 0,0561 

Stadt Arnstein 272.902 E 0,2135 % 
Amstedt 27.482 0,0215 
Bräunrode 24.414 . 	0,0191 
Greifenhagen 12.143 0,0095 
Quenstedt 42.821 0,0335 
Sylda 43.843 0,0343 
Welbsieben 69.408 0,0543 
Wiederstedt 52.791 0,0413 

Gemeinde Teutschenthal . 1.270.558 E 0,9940 % 
Angersdotf 113.251 0,0886 
Hol/eben 196.719 0,1539 
Teutschenthal 818.705 0,6405 
Zscherben 141.883 0,1110 

Gemeinde Salzatal 787.389 E 0,6160 % 
Bennstedt 186.494 0,1459 
Lieskau 136.387 0,1067 
Salzmünde 256.157 0,2004 
Zappendon` 208.351 0,1630 

Gemeinde Raguhn-Jeßnitz 176.651 E 0,1382 % 
Altjeßnitz 17.256 0,0135 
Jeßnitz 149.169 0,1167 
Retzau 10.226 0,0080 
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Anlage zum Übertragungsbescheid FEO 

Gemeinde Petersberg 1.059.011 € 0,8285 % 
Brachstedt 162.207 0,1269 
Gutenberg 149.808 0,1172 
Kütten 21.474 0,0168 
Morl 152.237 0,1191 
Nehlitz 21.602 0,0169 
Ostrau 63.145 0,0494 
Peters berg 36.557. 0,0286 
Sennewitz 196.975 0,1541 
Teiche 205.411 0,1607 
Wallwitz 49.595 0,0388 

Gemeinde Osternienburger Libbesdorf 	 511 € 0,0004 % Land 

Gemeinde Muldestausee 997.785 € 0,7806 % 
Burgkemnitz 168.726 0,1320 
Friedersdorf (LK Anhalt-Bitterfeld) 160.929 0,1259 
Gossa 89.604 0,0701 
Gröbem 65.317 0,0511 
Krina 75.160 0,0588 
Mühlbeck 83.341 0,0652 
Muldenstein 90.626 0,0709 
Plodda 30.038 0,0235 
Pouch 164.764 0,1289 
Schlee 69.280 0,0542 

Gemeinde Kabelsketal 956.498 € 0,7483 % 
Dieskau 287.474 0,2249 
Dölbau 142.778 0,1117 
Gröbers 421.048 0,3294 
Großkugel 105.198 0,0823 

Gemeinde Benndorf Benndorf 	 101.236 € 0,0792 % 

Gemeinde Bornstedt Bomstedt 	 114.529 € 0,0896 % 

Gemeinde Helbra Helbra 	 217.171 € 0,1699 % 

Gemeinde Hergisdorf Hergisdorf 	 53.686 € 0,0420 % 

Gemeinde 
Klostermannsfeld Klostermannsfeld 	324.286 € 0,2537 % 

Gemeinde Wimmelburg Wimmelburg 	 144.312 € 0,1129 % 

Stadt Halle treuhänderisch 362.634 € 0,2837 % 
kein Antrag Stumsdorf 3.707 0,0029 
kein Antrag Frassdorf 256 0,0002 
kein Antrag Luppenau 	. 13.166 0,0103 
kein Antrag Vatterode 57.520 0,0450 
kein Antrag Polleben 84.107 0,0658 
kein Antrag AMsdorf 78.739 0,0616 
kein Antrag Langenbo gen 125.139 0,0979 
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Beabsichtigte Regelungen zur bodenbezogenen Klärschlammverwertung und Phos-
phorrückgewinnung in der Novelle der AbfKlärV 

- Umsetzung des Beschlusses im Koalitionsvertrag zur Beendigung der Klärschlammverwer-

tung zu Düngungszwecken - 

1. Sachstand Klärschlammentsorgung; Phosphorrecycling 

Etwa 30 % der Klärschlämme aus kommunalen Kläranlagen werden wegen ihrer Gehalte an 
Phosphor, Stickstoff und Spurenelementen derzeit in Deutschland als Düngemittel verwen-
det. Da Klärschlämme kostenlos abgegeben werden, sparen die Landwirte, die Klärschläm-
me verwerten, Ausgaben für den Kauf von Mineraldünger. Hauptgrund für die Verwertung als 
Dünger sind die Phosphorgehalte der Klärschlämme. 
Daneben werden rund 20 % der Klärschlämme aktuell im „Landschaftsbau" (Rekultivierung 
nicht landwirtschaftlich genutzter Flächen) verwertet, etwa 50 % der Klärschlämme werden in 
separaten Klärschlammverbrennungsanlagen („Monoverbrennung") oder in Kohlekraftwer-
ken, Zementwerken und Abfallverbrennungsanlagen („Mitverbrennung") verbrannt. Der in 
Klärschlämmen enthaltene Phosphor (in Form von Phosphat) geht bei den Verbrennungsver-
fahren derzeit verloren. 
Die landwirtschaftliche Klärschlammverwertung wird seit langem kontrovers diskutiert: Aus-
löser für Kritik waren die früher hohen Schwermetallgehalte sowie Gehalte organischer 
Schadstoffe, von Arzneimittelrückständen und von Kosmetika. Problematische Schadstoffe 
(Cadmium, Quecksilber, Dioxine) in Klärschlämmen konnten in den beiden vergangenen 
Jahrzehnten erheblich (bis um 95%) reduziert werden. Schadstoffgehalte der Klärschlämme 
liegen mittlerweile häufig auf dem Niveau der Schadstoffgehalte von Mineraldünger. 
Seit knapp 20 Jahren existiert ein „Klärschlammentschädigungsfonds", der Schäden durch 
Klärschlammverwertung regeln soll, die ggf. trotz bestimmungsgemäßer Verwertung auftre-
ten könnten; Fonds wurde bisher nie in Anspruch genommen. 

Obwohl die globalen Phosphorreservenl  (Rohphosphate) rechnerisch noch eine längere 
Reichweite haben, wächst national und international die Sorge, es könne mittelfristig zu 
Engpässen bei der Versorgung mit Phosphor kommen. Verstärkt werden weltweit Strategien 
zur Sicherung der Phosphorversorgung thematisiert. Die Europäische Kommission hat am 
26. Mai 2014 eine aktualisierte Liste kritischer Rohstoffe vorgelegt, in der erstmals auch 
Phosphor enthalten ist. Die Liste umfasst insgesamt 20 Materialien. 
Eine zentrale Rolle bei der langfristigen Sicherung der Versorgung mit Phosphor spielt die 
Rückgewinnung von Phosphor aus Abwasser oder aus Klärschlämmen. Durch Nutzung 
des in kommunalen Klärschlämmen enthaltenen Phosphors kann prinzipiell ein Großteil 
(theoretisch mehr als 50%) der Phosphorimporte (Mineraldüngerphosphat) substituiert wer-
den. 

Innerhalb der deutschen Bundesregierung wurde bereits im Jahr 2004 die Förderinitiative 
„Kreislaufwirtschaft für Pflanzennährstoffe, insbesondere Phosphor" aufgelegt. Die Ergebnis- 
se der gemeinsamen Förderinitiative von Bundesforschungsministerium (BMBF), Bundes- 

1 
Phosphor kommt unter natürlichen Bedingungen nicht in elementarer Form vor, sondern als Phosphat (mengenmässig angegeben als 

P205). Da sich insbesondere im Bereich der landwirtschaftlichen Düngung für Phosphate die Bezeichnung in Elementform (Phosphor) 
durchgesetzt hat, wird auch in dieser Unterlage vorzugsweise die Bezeichnung Phosphor verwendet. 



umweltministerium (BMU) und Bundeslandwirtschaftsministerium (BMELV) wurden im Sep-
tember 2011 im Rahmen einer Abschlussveranstaltung der Öffentlichkeit vorgestellt. Dane-
ben haben BMU und Umweltbundesamt (UBA) im Rahmen einer Informationsveranstaltung 
am 9. Oktober 2013 den aktuellen Stand der Phosphorrückgewinnung präsentiert. 
Während frühere Entwürfe zur Novellierung der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) sowohl 
Regelungen zur (zeitlich unbefristeten) bodenbezogenen Klärschlammverwertung als auch 
zum Phosphorrecycling der nicht zu Düngezwecken verwendeten Klärschlämme enthielten, 
erforderten die Vorgaben des Koalitionsvertrages für die 18. Legislaturperiode ("Wir werden 
die Klärschlammausbringung zu Düngungszwecken beenden und Phosphor und andere 
Nährstoffe zurückgewinnen') eine Überarbeitung des Verordnungsentwurfes. Vorgesehen 
sind im derzeit noch internen Novellierungsentwurf einerseits verschärfte Anforderungen für 
die während eines angemessenen Übergangszeitraumes noch zulässige bodenbezogene 
Klärschlammverwertung und andererseits verbindliche Regelungen zur Phosphorrückgewin-
nung aus dem Abwasser/Klärschlamm oder aus den Aschen der Klärschlammverbrennung. 

2. Überlegungen für Neufassung der AbfKlärV 

a) Pflicht zur Rückgewinnung von Phosphor aus Klärschlämmen 

Nach Ablauf der in der Verordnung vorgesehenen Übergangsfrist für die landwirtschaftliche 
Verwertung (s. unter b)) soll für Klärschlämme grundsätzlich Folgendes gelten: 
- Sofern Klärschlämme mindestens einen bestimmten Phosphorgehalt (Schwellenwert von 
20 g Phosphor je kg Klärschlamm- TS) aufweisen, ist der Klärschlamm einem Phosphor-
Rückgewinnungsverfahren zuzuführen, das zu einer Unterschreitung des Schwellenwertes 
führt oder den Phosphorgehalt im Klärschlamm um mindestens 50% reduziert; 
- Klärschlämme, die unterhalb des festgelegten Schwellenwertes liegen und Schlämme, die 
bereits erfolgreich einem Phosphorrückgewinnungsverfahren zugeführt wurden, können ei-
ner anderweitigen Verwertung oder der Beseitigung zugeführt werden. In der Regel dürfte 
dies eine thermische Behandlung in einer Mitverbrennungsanlage (z.B. Kraftwerk, Zement-
werk) oder Abfallverbrennungsanlage (MVA) vor Ablagerung von Verbrennungsrückständen 
voraussetzen; 
- sofern Klärschlämme in Monoverbrennungsanlagen eingesetzt werden, sind die nach der 
Verbrennung anfallenden Aschen aufzubereiten (zu Düngemittel) oder separat zu lagern, so 
dass zu einem späteren Zeitpunkt die Aufbereitung möglich ist. Diese Bestimmung für den 
Klärschlammeinsatz in Monoverbrennungsanlagen und die Ascheaufbereitung soll unabhän-
gig vom gemessenen Phosphorgehalt der eingesetzten Klärschlämme gelten; 
- eine Vermischung von Klärschlamm mit einem anderen Klärschlamm soll nur dann zulässig 
sein, wenn das Gemisch einem Phosphorrecycling unterzogen wird. Hierdurch soll unter an-
derem verhindert werden, dass ein Vermischen von Klärschlämmen nur zu dem Zweck er-
folgt, den Schwellenwert, ab dem das Gebot der vorgeschalteten Phosphorabtrennung greift, 
zu unterschreiten. 

Die Verordnung soll keine technischen Verfahren zur Phosphorrückgewinnung vorschreiben; 
die Bestimmungen sollen somit gewährleisten, dass sowohl thermische Rückgewinnungsver-
fahren als auch kläranlagenbezogene Fällungsverfahren zur Phosphorrückgewinnung einge-
setzt werden können. 

Eine für die Verordnung beabsichtigte Übergangsfrist von grössenordnungsmässig 10 Jah-
ren für den flächendeckenden Einsatz der Phosphorrückgewinnungsverfahren ist vor dem 
Hintergrund erforderlich, dass 
- ein Teil der Verfahren zur Rückgewinnung von Phosphor aus Klärschlämmen (oder Ab-
wasser) und aus Klärschlammaschen noch nicht in grosstechnischem Massstab zur Verfü-
gung steht, 



- die Pflanzenverfügbarkeit (Düngewirksamkeit) des rückgewonnenen Phosphors noch nicht 
generell nachgewiesen wurde, 
- abschliessende Nachweise für die qualitative Überlegenheit des rückgewonnenen Phos-
phors im Vergleich zu Klärschlamm und ggf. auch im Vergleich zu Phosphordünger aus 
Rohphosphaten noch ausstehen (Schadstoffbelastungen; Arzneimittelreste in Recycel- P 
aus Fällungsprozessen), 
- ökobilanzielle Bewertungen, insbesondere der thermischen Verfahren zur Phosphorrück-
gewinnung noch nicht vorliegen, 
- die finanziellen Zusatzbelastungen der Gebührenzahler moderat gestaltet und gestreckt 
werden sollten. 
- die Vermarktung des rückgewonnenen Phosphors derzeit noch unsicher ist (Aufbereitung 
zu düngerechtlich zugelassenem Düngemittel ist in der Regel teurer als Aufbereitung von 
Rohphosphat zu Dünger). 

b) Verschärfung der Anforderungen an die bodenbezogene Klärschlammverwertung in 
einem Übergangszeitraum 

Die wichtigsten Neuerungen bei der bodenbezogenen Klärschlammverwertung (Übergangs-
regelungen): 
- Die bodenbezogenen Regelungen der Verordnung sollen künftig sowohl für die Verwertung 
von Klärschlämmen auf Landwirtschaftsflächen als auch für die Verwertung im Landschafts-
bau sowie den Einsatz von Klärschlamm bei der Herstellung eines Gemisches von Boden 
mit Klärschlamm nach § 12 BBodSchV, gelten; 
- die Anforderungen an die höchstens zulässigen Schadstoffgehalte für die bodenbezogene 
Klärschlammverwertung sind ab 1.1.2015 vorrangig im Düngerecht (Düngemittelverordnung) 
festgelegt. Mit der weitgehenden Übernahme der Schadstoffgrenzwerte der Düngemittelver-
ordnung geht eine erhebliche Absenkung der bei der Verwertung von Klärschlämmen zu 
beachtenden Grenzwerte einher. Da das Düngerecht keine regelmässigen Untersuchungs-
pflichten enthält, soll die AbfKlärV weiterhin die Untersuchungsperiodizitäten regeln. Beab-
sichtigt ist, dass die Untersuchungen in Abhängigkeit von den abgegebenen Mengen erfolgt 
und nicht mehr im bisher festgelegten zeitlichen Abstand von 6 Monaten; 

- es sollen Anforderungen an die privatrechtliche Qualitätssicherung vorgegeben werden. 
Eine derartige Qualitätssicherung soll die behördliche Überwachung flankieren; 

- durch erweiterte Aufbringungsverbote von Klärschlämmen auf Flächen (Anbaukulturen), 
die unter dem Aspekt der Seuchen- oder Phytohygiene als sensibel einzustufen sind, soll 
noch besser als bisher verhindert werden, dass eine Verschleppung von (Pflanzen-) Krank-
heitserregern erfolgt; 
- die Anforderungen an die höchstzulässigen Schwermetallgehalte in Böden, auf denen eine 
Klärschlammaufbringung zu Düngezwecken erfolgen soll, werden mit den Vorgaben der 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und der Bioabfallverordnung harmonisiert. Die 
neuen Grenzwerte werden damit erstmalig jeweils differenziert nach den Bodenarten Ton, 
Lehm/Schluff und Sand; 

- die Fortführung der bodenbezogenen Klärschlammverwertung wird nach Ablauf des Über-
gangszeitraums von grössenordnungsmässig 10 Jahren grundsätzlich untersagt; für Klär-
schlämme aus besonders kleinen Abwasserbehandlungsanlagen (Grössenklassen 1-3) und 
damit insbesondere für Schlämme aus ländlich geprägten Regionen könnte ggf. auch nach 
Ablauf der Übergangsfrist eine bodenbezogene Verwertung erwogen werden, da die Phos-
phorrückgewinnung bei derartigen Anlagen in der Regel mit überproportionalen Kostenbelas-
tungen verbunden ist — bei gleichzeitig vernachlässigbarer Phosphatausbeute. 



3. Konsequenzen 

Die Verordnung soll mittelfristig zu einer Neuorientierung bei der Nutzung der recycelwürdi-
gen Inhaltsstoffe des Klärschlammes führen. In den Regionen, in denen derzeit Klärschläm-
me aus kommunalen Kläranlagen bodenbezogen verwertet werden, ist es spätestens zum 
Ablauf einer Übergangsfrist erforderlich, Anlagen zur Rückgewinnung des im Abwasser oder 
Klärschlamm enthaltenen Phosphors zu errichten. Dabei kann es sich entweder um Anlagen 
zur Fällung des Phosphors im Abwasserstrom und im Klärschlamm oder um Anlagen zur 
thermischen Behandlung der Klärschlämme mit nachfolgender Aufbereitung der Aschen oder 
Langzeitlagerung der Aschen handeln. In den Regionen, in denen bereits jetzt Klärschlämme 
thermisch behandelt werden (Mitverbrennung; Monoverbrennung) wird es erforderlich sein, 
das Phosphor - im Fall der Mitverbrennung - vor thermischer Behandlung abzutrennen oder 
- im Fall der Monoverbrennung - aus den Verbrennungsaschen das Phosphor zu gewinnen 
oder die Aschen langfristig separat zu lagern, um eine spätere Phosphorrückgewinnung zu 
ermöglichen. Es sind demnach auch in Regionen, in denen bereits derzeit Klärschlämme 
thermisch behandelt werden, Investitionen für die Phosphorrückgewinnung oder separate 
Langzeitlagerung erforderlich 

Der Übergang von der bodenbezogenen Verwertung von Klärschlämmen zum flächende-
ckenden Phosphorrecycling ist mit einer vertretbaren Erhöhung von Gebühren verbunden, 
die vom Umweltbundesamt auf 1- 3 % der derzeitigen Abwassergebühren beziffert werden. 

Es ist beabsichtigt, den Entwurf demnächst den förmlichen Anhörungen und Abstimmungen 
zuzuleiten. 
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Verwaltungsgericht Münster, 7 K 2604/12 

Datum: 
26.03.2014 
Gericht: 
Verwaltungsgericht Münster 
Spruchkörper: 
7. Kammer 
Entscheidungsart: 
Urteil 
Aktenzeichen: 
7 K 2604/12 
  
Schlagworte: 
Niederschlagswassergebühr Landesstraßen nichtiger Vertrag Umdeutung 
Normen: 
KAG NRW § 6; StrWG NRW § 45; BGB § 134, § 140 
  
Tenor: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Das klagende Land trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in Höhe 
von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages 

  
1 

T a t b e s t a n d : 

2 

Das klagende Land schloss mit der Stadt Telgte bzw. deren Rechtsvorgänger mehrere 
Vereinbarungen, zuletzt am 2./3. Dezember 2003. Darin verpflichte sich die Stadt Telgte zur 
unwiderruflichen und unentgeltlichen Aufnahme des Niederschlagswassers, das in ihrem 
Gebiet von Landes- und Bundesstraßen in ihre Abwasserkanäle geleitet wird. Im Gegenzug 
beteiligte sich das klagende Land bzw. der zuvor zuständige Landschaftsverband Westfalen-
Lippe an den Herstellungs- bzw. Erneuerungskosten der Abwasseranlagen nach den 
Grundsätzen der Nr. 14 der Richtlinien über Ortsdurchfahrten (ODR). 

3 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) entschied mit 
Urteil vom 18. Dezember 2007 – 9 A 3648/04 –, dass der so genannte einheitliche 
Frischwassermaßstab bei der Erhebung von Abwassergebühren hinsichtlich 
Niederschlagswasser gegen § 6 Abs. 3 S. 2 KAG NRW verstößt. 

4 
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Mit Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur Satzung über die 
Entsorgung von Grundstücks Entwässerungsanlagen vom 1. Dezember 2009 setzte die Stadt 
Telgte für die Inanspruchnahme der städtischen Abwasseranlage erstmals getrennte 
Schmutzwassergebühren und Niederschlagswassergebühren fest. Insoweit trat die Satzung 
rückwirkend zum 1. Januar 2007 in Kraft. 

5 

Mit Satzung vom 7. August 2012 gründeten die Stadt Telgte sowie die Gemeinden 
Everswinkel und Ostbevern für die Zeit ab dem 1. Januar 2012 die interkommunale Anstalt 
des öffentlichen Rechts „Abwasserbetrieb TEO“ unter Bezugnahme auf § 27 GkG, § 114a 
GO NRW. Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 dieser Satzung ist Aufgabe der Anstalt die Durchführung 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung auf dem Gebiet der Stadt Telgte sowie der Gemeinden 
Everswinkel und Ostbevern. Gemäß § 12 Abs. 3 der Satzung gelten die bei Satzungsbeschluss 
geltenden Satzungen der Träger, die für die der Anstalt übertragenen Aufgaben erlassen 
wurden, mit der Maßgabe, dass an die Stelle des jeweiligen Trägers die Anstalt tritt, solange 
fort, bis die Anstalt eigene Satzungen in diesen Angelegenheiten erlässt. 

6 

Die Stadt Telgte und der Beklagten erklärten mit Schreiben vom 24. April 2012 gegenüber 
dem klagenden Land die Kündigung der Vereinbarungen über die gebührenfreie 
Abwasserbeseitigung. Gegenüber dem letztmaligen Vertragsschluss im Jahr 2003 hätten sich 
die Verhältnisse wesentlich geändert. Nun werde aufgrund des Urteils des OVG NRW vom 
18. Dezember 2007 eine getrennte Niederschlagswassergebühr erhoben. Eine 
Vertragsanpassung sei gescheitert, so dass die Vertragskündigung alternativlos sei. 

7 

Mit Bescheid vom 16. August 2012 setzte der Beklagte gegenüber dem klagenden Land 
Niederschlagswassergebühren für das Jahr 2012 in Höhe von 31.599,84 € fest. Zur 
Begründung gab er an, entlang der Landesstraßen L 585, L 588 und L 811 werde von einer 
Gesamtfläche mit der Größe von 49.374,75 m² in seine Abwasseranlage Niederschlagswasser 
eingeleitet. Der Gebührentarif liege bei 0,64 €/m². 

8 

Das klagende Land hat am 11. September 2012 Klage erhoben. Zur Begründung trägt es im 
Wesentlichen vor, es habe aufgrund der mit der Stadt Telgte bzw. deren Rechtsvorgänger 
geschlossenen Vereinbarungen bislang 452.672,23 Euro als Beteiligung an den 
Herstellungskosten der Kanalanlagen gezahlt. Dabei handele es sich nicht um eine 
Vorauszahlung von Benutzungsgebühren. Die von der Stadt Telgte und dem Beklagten mit 
Schreiben vom 24. April 2012 erklärte Kündigung der Vereinbarungen sei mangels 
Kündigungsgrundes unwirksam. Bereits im Jahr 2003 habe die Stadt Telgte eine 
Gebührenveranlagung des Landes für das abgeleitete Niederschlagswasser erwogen, sei also 
nicht vor einem „gebührenfreien Raum“ ausgegangen. Daher sei die Geschäftsgrundlage 
durch die spätere Einführung des Gebührentatbestands für Niederschlagswasser weder 
weggefallen noch die Vereinbarung unwirksam geworden. Vielmehr sei die vereinbarte 
Gebührenfreiheit gegen Kostenbeteiligung nach den Grundsätzen der ODR sachgerecht und 
mit Bundesrecht vereinbar. Die Kostenbeteiligung sei auch nicht aufgezehrt. Zudem erlange 
das klagende Land durch die Abwasserbeseitigung keinen Sondervorteil. Vielmehr profitiere 



davon der Beklagte bzw. die Stadt Telgte. Daher liege ein Grund für einen Gebührenerlass 
nach § 12 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a) KAG NRW i.V.m. § 227 AO vor. Außerdem sei durch 
die zuletzt im Dezember 2003 geschlossenen Vereinbarung die Sonderbaulast 
Straßenentwässerung vom klagenden Land auf die Stadt Telgte übertragen worden. 

9 

Mit Bescheid vom 19. Dezember 2012 setzte der Beklagte für das Jahr 2008 gegenüber dem 
klagenden Land für die streitigen Flächen Niederschlagswassergebühren in Höhe von 
29.624,85 € fest. Die dagegen am 21. Dezember 2012 erhobene Klage 7 K 3416/12 wurde mit 
Beschluss vom 3. Februar 2014 ebenso mit dem Ausgangsverfahren verbunden, wie die 
fristgerecht erhobenen Klagen 7 K 3291/13 und 7 K 3343/13; die Klage 7 K 3291/13 betraf 
zwei am 31. Oktober 2013 erlassene Gebührenbescheide für das Jahr 2009 über 30.118,59 
Euro bzw. für das Jahr 2013 über 30.612,34 Euro. Die Klage 7 K 3343/13 betraf zwei am 13. 
November 2013 erlassene Gebührenbescheide für das Jahr 2010 über 30.118,14 Euro bzw. für 
das Jahr 2011 über 32.586,84 Euro. Das klagende Land hat zur Begründung dieser Klagen im 
Wesentlichen auf die Begründung des Ausgangsverfahrens verwiesen; hinsichtlich des Jahres 
2008 liege zudem eine verfassungswidrige Rückwirkung der Gebührenerhebung vor, weil die 
zu Grunde liegenden Gebührensatzungen erst nachfolgend erlassen worden seien und es, das 
klagende Land, – anders als private Grundstückseigentümer – zuvor auf die Gebührenfreiheit 
der Ableitung von Niederschlagswasser habe vertrauen dürfen. 

10 

Das klagende Land beantragt, 

11 

die Gebührenbescheide des Beklagten vom 16. August 2012, vom 19. Dezember 2012, vom 
31. Oktober 2013 und vom 13. November 2013 aufzuheben. 

12 

Der Beklagte beantragt, 

13 

die Klage abzuweisen. 

14 

Er ist der Auffassung, die Gebührenbescheide seien rechtmäßig. Insbesondere sei die 
Kündigung der – ohnehin nichtigen – Vereinbarungen zwischen den Beteiligten wirksam, da 
das klagende Land sich der begehrten Vertragsanpassung verweigert habe, zuletzt am 7. März 
2012. Durch diese Vereinbarungen sei auch nicht die Straßenbaulast bzw. eine Sonderbaulast 
hinsichtlich der Entwässerung auf ihn übertragen worden. Dem stünden der Wortlaut und der 
Sinn und Zweck der Vereinbarungen entgegen. 

15 



Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 
Gerichtsakten und der Verwaltungsvorgänge des Beklagten Bezug genommen. 

16 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

17 

Die zulässige Klage ist unbegründet. Die Bescheide des Beklagten vom 16. August 2012, 
vom 19. Dezember 2012, vom 31. Oktober 2013 und vom 13. November 2013 sind 
rechtmäßig und verletzen das klagende Land nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 
VwGO). 

18 

Der Beklagte war zum Erlass dieser Gebührenbescheide gesetzlich ermächtigt durch § 1 Abs. 
1 Satz 2, §§ 2, 4, 6 und 7 KAG NRW, 

19 

vgl. auch OVG NRW, Beschluss vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 9, 

20 

hinsichtlich des Jahres 2013 in Verbindung mit § 1 Abs. 1, §§ 2, 5 bis 9 seiner Beitrags- und 
Gebührensatzung vom 13. Dezember 2012 und für die Jahre 2008 bis 2012 in Verbindung mit 
§ 12 Abs. 3 der Satzung vom 7. August 2012 über die Gründung des Beklagten und mit § 1 
Abs. 1, §§ 2, 3 und 5 bis 9 der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Telgte vom 1. Dezember 2009 (für 2008 bis 2010) bzw. vom 16. Dezember 2010 (für 
2011) bzw. vom 15. Dezember 2011 (für 2012). 

21 

Gemäß § 12 Abs. 3 der Satzung vom 7. August 2012 über die Gründung des Beklagten gelten 
diese Satzungen der Stadt Telgte fort mit der Maßgabe, dass der Beklagte an die Stelle des 
jeweiligen Trägers tritt. Das erkennende Gericht legt die satzungsrechtliche Befristung dieser 
Geltung „bis die Anstalt eigene Satzungen in diesen Angelegenheiten erlässt“ dahingehend 
aus, dass ein Erlöschen für die Jahre 2008 bis 2012 nicht erfolgt ist, weil der Beklagte zwar 
für die Jahre 2013 und 2014, aber nicht hinsichtlich der Jahre 2008 bis 2012 eine eigene 
Beitrags- und Gebührensatzung erlassen hat. 

22 

Vgl. auch VG Münster, Urteil vom 8. März 2011 – 7 K 220/10 –, www.nrwe.de, Rn. 20-23. 

23 

Dass von den in den Bescheiden zu Grunde gelegten, zu den Landesstraßen   L 585, L 588 
und L 811 gehörenden Flächen Niederschlagswasser in Abwasserkanäle des Beklagten 
eingeleitet wird, ist unstreitig. Damit ist der Tatbestand der Gebührensatzung verwirklicht, 



ohne dass es darauf ankäme, ob der Beklagte nach § 53 Abs. 1 LWG NRW 
abwasserbeseitigungspflichtig ist. 

24 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 5-20 
(insb. Rn. 16-18). 

25 

Das klagende Land stellt die Größe dieser von dem Beklagten zu Grunde gelegten Flächen 
nicht in Frage. Mangels erheblicher Einwände des klagenden Landes hat das erkennende 
Gericht keine Veranlassung, den jeweiligen Gebührentarif bzw. die diesem jeweils zugrunde 
liegende Kalkulation einer näheren Prüfung zu unterziehen. 

26 

Der Gebührenerhebung steht nicht entgegen, dass die Abwasseranlage des Beklagten nicht 
nur für die Aufnahme häuslichen Abwassers, sondern auch für die Aufnahme und Reinigung 
des von Teilen der Landesstraßen L 585, L 588 und L 811 stammenden Niederschlagswassers 
genutzt wird. Weder aus dieser Tatsache noch aus der notwendigen tatsächlichen Verbindung 
zwischen diesen Landesstraßen und der Abwasseranlage folgt zur Überzeugung des Gerichts, 
dass die Abwasseranlage keine öffentliche Einrichtung der Beklagten im Sinne des § 4 Abs. 2 
KAG NRW, sondern eine sogenannte gemischte Einrichtung wäre, die nicht nur nach dem 
tatsächlichen Gebrauch, sondern schon von ihrer Widmung her auch der Entwässerung der 
Landesstraßen diente. 

27 

Vgl. auch OVG NRW, Beschlüsse vom 6. Juli 2012 – 9 A 980/11 –, www.nrwe.de, Rn. 12-
21, und vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 33-38; Urteil vom 
7. September 1996 – 9 A 4145/94 –, juris, Rn. 21. 

28 

Auch den zwischen den Beteiligten (bzw. ihren Funktionsvorgängern) geschlossenen 
Vereinbarungen ist nicht (mit hinreichender Deutlichkeit) zu entnehmen, dass über die 
vertragliche Absicherung und Teilfinanzierung der Nutzung der Abwasseranlagen der Stadt 
Telgte zu Gunsten des von Teilen der Landesstraßen abgeleiteten Niederschlagswassers 
hinaus diese im Sinne einer gemischten Nutzung (um-)gewidmet worden wären. Gegen eine 
Widmung als gemischte Anlage spricht, dass die Stadt Telgte auf S. 1 der Vereinbarung vom 
Dezember 2003 gegenüber dem klagenden Land ihre Rechtsauffassung betont hat, sie dürfe 
insoweit Kanalanschlussgebühren erheben. 

29 

Vgl. auch OVG NRW, Urteil vom 3. Juni 1996 – 9 A 3176/93 –, S. 13 f. UA. 

30 



Im Übrigen erweist sich diese zwischen dem klagenden Land und der Stadt Telgte 
geschlossene Vereinbarung unter Zugrundelegung der einschlägigen obergerichtlichen 
Rechtsprechung als nichtig nach § 59 Abs. 1 VwVfG NRW     i. V. m. § 134 BGB. 

31 

Ein vertraglicher Gebührenverzicht der öffentlichen Hand ist danach außerhalb eines 
Vergleichsvertrags ohne Vorliegen eines gesetzlichen Erlassgrundes nichtig, wenn nicht der 
Abgabenschuldner eine seiner Benutzung der öffentlichen Einrichtung bzw. Zahlung der 
Gebühren äquivalente Leistung erbringt. Daher kann ein vertraglicher Gebührenverzicht nur 
für einen begrenzten, nach dem wirtschaftlichen Wert der Gegenleistung bemessenen 
Zeitraum erfolgen. Die Wirksamkeit einer vertraglichen Vereinbarung erfordert neben dem 
Erfordernis der äquivalenten Gegenleistung, dass der Gebührenverzicht nur zeitlich befristet 
erfolgt, ohne dass es insoweit darauf ankäme, ob gegenwärtig die Gegenleistung des 
klagenden Landes die Höhe der bisher angefallenen Gebühren erreicht bzw. überschreitet. 

32 

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 46 f., 54, 
und vom 16. November 2009 – 9 A 2045/08 –, www.nrwe.de, Rn. 9 f.; VG Düsseldorf, Urteil 
vom 28. März 2012 – 5 K 1612/11 –. 

33 

Die erforderliche zeitliche Befristung des Gebührenverzichts enthält weder diese 
Vereinbarung noch hinsichtlich der abgerechneten Flächen einschlägige,  in der 
Kündigungserklärung vom 24. April 2012 genannte andere Vereinbarungen. Vielmehr regeln 
die Ziff. 2. und 3. der Vereinbarung vom Dezember 2003 gerade einen zeitlich unbegrenzten 
Gebührenverzicht der Stadt Telgte (und die Ziff. 4 die Gegenstandslosigkeit abweichender 
früherer Vereinbarungen). 

34 

Die Kostenbeteiligung des klagenden Landes entsprechend den Grundsätzen nach Nr. 14 
ODR bei künftigen Erneuerungen der genutzten Kanäle bzw. Nutzung weiterer Kanäle oder 
im Falle zusätzlicher Aufwendungen wegen neuer gesetzlicher Vorschriften bzw. technischer 
Erkenntnisse (Ziff. 2.1-2.3 der Vereinbarung) führt nicht zu einer hinreichenden zeitlichen 
Begrenzung. Ziff. 2.2 und 2.3 betreffen nur den Fall möglicher künftiger zusätzlicher 
Aufwendungen des Stadt Telgte. Ziff. 2.1 stellt zwar für den Fall einer Grunderneuerung eine 
Kostenbeteiligung des klagenden Landes in Aussicht. Eine hinreichend bestimmte Befristung 
des Gebührenverzichts ist mit der dadurch indirekt in Bezug genommenen „Lebensdauer“ der 
jeweiligen Kanäle nicht erfolgt. Darüber hinaus erscheint angesichts der typischen 
Nutzungsdauer solcher Kanäle von ca. 50 Jahren fraglich, ob die erfolgten Einmalzahlungen 
nach Nr. 14 ODR eine dem Gebührenverzicht adäquate Gegenleistung darstellen. 

35 

Vgl. auch OVG Thüringen, Beschluss vom 18. November 2008 – 4 EO 129/06 –, juris, Rn. 
10. 

36 



Das OVG NRW hat bereits darauf hingewiesen, dass angesichts der ungewissen künftigen 
Kosten- und Gebührenentwicklung die für die Wirksamkeit des vertraglichen 
Gebührenverzichts nötige Adäquanz zwischen Leistung und Gegenleistung nicht festzustellen 
ist. 

37 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 54 f. 

38 

Der Beklagte musste auch nicht vor Erlass der Gebührenbescheide gegenüber dem beklagten 
Land die Anpassung der Vereinbarungen an veränderte Verhältnisse verlangen. Die Stadt 
Telgte bzw. der Beklagte haben in ihrem Kündigungsschreiben nachvollziehbar dargelegt, 
dass insoweit lediglich eine zeitliche Befristung der gebührenfreien Übernahme des 
Niederschlagswassers vorstellbar sei, das klagende Land eine solche Vertragsanpassung aber 
verweigert habe. Dem ist das klagende Land inhaltlich nicht entgegen getreten. 

39 

Die – nichtigen – Vereinbarungen haben auch nicht die Straßenbaulast oder eine 
Sonderbaulast hinsichtlich der Entwässerung der betroffenen Teile der Landesstraßen von 
dem klagenden Land (§ 43 Abs. 1 Nr. 1 StrWG NRW) auf die Stadt Telgte übertragen. Eine 
solche Baulastübertragung im Sinne des § 45 Abs. 1 StrWG NRW ergibt sich weder aus dem 
Wortlaut noch aus dem Sinn und Zweck der Vereinbarungen. Ausweislich ihrer Überschrift 
handelt es sich um eine Vereinbarung „zur Regelung der Kostenbeteiligung wegen 
Inanspruchnahme von Kanalisationsanlagen der Stadt Telgte“. Eine (Teil-) Übertragung der 
Baulast ergibt sich daraus nicht. Im Gegenteil ist das auf S. 1 genannten Ziel der 
Vereinbarung nur die Regelung der Mitbenutzung von Kanalanlagen der Stadt Telgte durch 
die Straßenbaulastträger der Bundes- und Landesstraßen. Auch nach Ziff. 3 der Vereinbarung 
bleiben die Straßenbaulasten des Bundes bzw. des Landes gerade unberührt. 

40 

Daher scheidet auch eine entsprechende Umdeutung der Vereinbarungen nach § 62 Satz 2 
VwVfG NRW i.V.m. § 140 BGB, 

41 

vgl. auch BVerwG, Urteil vom 7. April 2005 – 2 C 5.04 –, BVerwGE 123, 175 = juris, Rn. 
43; Beschluss vom 3. Mai 1989 – 8 B 44.89 –, juris, Rn. 5; Palandt, BGB, 69. Aufl., § 140 
Rn. 8, 

42 

mangels entsprechendem (mutmaßlichen) Willen beider Vertragspartner aus. 

43 

Aus dem Beschluss des OVG Thüringen vom 11. Juni 2009 – 4 EO 109/06 – folgt nichts 
anderes. Soweit dort (juris, Rn. 31) eine Übertragung der Teilbaulast Straßenentwässerung 



angenommen wurde, lag dem nicht nur eine andere vertragliche Vereinbarung zu Grunde, 
sondern mit dem Gebührenausschluss nach § 23 Abs. 5 des Thüringer Straßengesetzes ein 
abweichendes landesgesetzliches Regelungs- bzw. Finanzierungsmodell, vor dessen 
Hintergrund die Annahme einer vertraglichen Baulastübertragung deutlich näher liegt als im 
Rahmen des § 6 KAG NRW und des StrWG NRW. 

44 

Dass § 23 Abs. 5 des Thüringer Straßengesetzes, 

45 

vgl. dazu OVG Thüringen, Beschlüsse vom 18. November 2008 – 4 EO 129/06 – und vom 
11. Juni 2009 – 4 EO 109/06 –, 

46 

als in Nordrhein-Westfalen unanwendbares Landesrecht hier zu keinem anderen Ergebnis 
führt, ist bereits obergerichtlich entschieden. 

47 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 24. Juli 2013 – 9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 56. 

48 

Gründe, hiervon abzuweichen, sind weder aufgezeigt noch ersichtlich. Vielmehr hat das OVG 
Thüringen in seinem Beschluss vom 18. November 2008 selbst ausgeführt, dass ohne diese 
landesspezifische Regelung die kommunalen Einrichtungsträger den Träger der 
Straßenbaulast an der Finanzierung der Entwässerungsanlagen beteiligen könnten (juris, Rn. 
7). 

49 

Die Gebührenerhebung ist auch nicht unbillig im Sinne der § 12 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a) 
KAG NRW, § 227 AO. Danach können Ansprüche aus dem Steuer- bzw. 
Gebührenschuldverhältnis ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn deren Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falls unbillig wäre.              Die Rechtsauffassung des klagenden Landes, 
es habe aus der Niederschlagswasserbeseitigung keinen eine Gebührenerhebung 
rechtfertigenden Sondervorteil, steht der Erhebung von Niederschlagswassergebühren nicht 
entgegen. 

50 

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 6. März 1997 – 8 B 246.96, juris, Rn. 10; OVG NRW, 
Beschluss vom 24. Juli 2013 –   9 A 1290/12 –, www.nrwe.de, Rn. 29-31. 

51 

Der allgemeine Rechtsgrundsatz von Treu und Glauben, wie er auch in § 242 BGB 
widergegeben ist, führt ebenso wenig zur Rechtswidrigkeit der Gebührenbescheide. Selbst 



wenn das Land auf Grund der Unwirksamkeit der Vereinbarungen gegenüber dem Beklagten 
einen Rückgewähr-/Rückzahlungsanspruch haben sollte, der in seiner Höhe die 
Gebührenansprüche des Beklagten übersteigt, berührt dies höchstens die Frage der 
Durchsetzbarkeit der Zahlungspflicht des Landes aus den angefochtenen Bescheiden, nicht 
aber die Rechtmäßigkeit des Erlasses der die Gebührenforderungen enthaltenden Bescheide. 

52 

Aus dem entscheidungserheblich auf abweichendem, hier unanwendbarem niedersächsischem 
Landesrecht beruhenden Urteil des OVG Niedersachsen vom 6. April 1993 – 12 L 141/90 – 
folgt nichts Anderes. 

53 

Schließlich liegt hinsichtlich der Gebührenerhebung für das Jahr 2008 auch keine 
verfassungswidrige Rückwirkung vor. 

54 

Zwar wirkt insoweit die erst am 1. Dezember 2009 beschlossenen Gebührensatzung der Stadt 
Telgte zurück. Diese zeitliche Rückwirkung begegnet jedoch keinen (verfassungs-)rechtlichen 
Bedenken. Solche bestehen, wenn der Normadressat über ein berechtigtes Vertrauen der 
fehlenden Inanspruchnahme verfügte bzw. auf Grund eines solchen Vertrauens Dispositionen 
getroffen hat. Dies ist nicht der Fall, wenn mit einer rückwirkenden Rechtsänderung 
gerechnet werden musste. 

55 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Dezember 2013 – 1 BvL 5/08 –, juris, Rn. 64 f.; BVerwG, 
Urteil vom 15. April 1983 – 8 C 170.81 –, BVerwGE 67, 129 = juris, Rn. 25. s. auch OVG 
Saarland, Teilurteil vom 5. September 2007 – 1 A 43/07 –, juris, Rn. 43. 

56 

In der Rechtsprechung des OVG NRW und der Kammer ist geklärt, dass nach Ergehen des 
Urteils des OVG NRW vom 18. Dezember 2007 – 9 A 3648/04 – rückwirkend, auch während 
eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, belastende Gebührensatzungen und 
Gebührenbescheide erlassen werden durften, die statt einer einheitlichen Berechnung von 
Schmutz- und Niederschlagswasser diese jeweils gesondert berechnen und erheben. Hierin 
liegt trotz belastender Rückwirkung von Rechtsfolgen keine unzulässige Rückwirkung, weil 
sich bei den Bürgern kein Vertrauen auf einen Fortbestand der bisherigen Rechtslage bilden 
konnte. 

57 

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 8. Juli 2009 – 9 E 767/09 – und vom 25. Januar 2010 – 9 B 
33/10 –, jeweils www.nrwe.de; Kammer, Urteil vom 13. Dezember 2010 - 7 K 1129/09 –; s. 
auch BVerfG, Beschluss vom 3. September 2009 – 1 BvR 2384/08 –, www.bverfg.de, Rn. 19-
23; BVerwG, Beschluss vom 19. Oktober 2006 – 9 B 7.06 –, juris, Rn. 15 ff.; Driehaus, 
Kommunalabgabenrecht, § 6 Rn. 355. 



58 

Dass die Stadt Telgte gegenüber den Straßenbaulastträgern einschließlich des klagenden 
Landes für die streitigen Straßenflächen vor dem Jahr 2008 keine Abwassergebühren erhob, 
führt zu keinem anderen Ergebnis. Auf Grund des Urteils des OVG NRW vom 18. Dezember 
2007 – 9 A 3648/04 – musste das klagende Land im Jahr 2008 damit rechnen, für die 
Ableitung von Niederschlagswasser von Landesstraßen in gemeindliche Kanalisationen für 
den Zeitraum ab dem Jahr 2008 (erstmals) Abwassergebühren in Form der 
Niederschlagswassergebühr entrichten zu müssen, ggf. auch im Rahmen einer rückwirkenden 
Inkraftsetzung einer Gebührensatzung auf den 1. Januar 2008. Der Erlass entsprechender 
(rückwirkender) Satzungsregelungen, die nach Schmutzwasser und Niederschlagswasser 
differenzieren und hinsichtlich letzterem auch Landesstraßen einbeziehen, war aufgrund des 
obergerichtlich festgestellten Verstoßes des zuvor verbreiteten einheitlichen 
Frischwassermaßstabs gegen § 6 Abs. 3 Satz 2 KAG NRW absehbar. Dass die Stadt Telgte zu 
dieser Gebührenerhebung rechtlich nicht verpflichtet war, steht dem nicht entgegen. 

59 

Dies gilt im konkreten Fall umso mehr, als das klagende Land in seiner Klagebegründung 
vorgetragen hat, bereits im Jahr 2003 habe die Stadt Telgte eine Gebührenveranlagung des 
Landes für das abgeleitete Niederschlagswasser erwogen, sei also nicht vor einem 
„gebührenfreien Raum“ ausgegangen. Daraus erschließt sich nicht, weshalb das Land 
insoweit noch im Jahr 2008 berechtigt auf eine fortdauernde Gebührenfreiheit vertrauen 
durfte. 

60 

Ein solch berechtigtes Vertrauen folgt auch nicht aus den zuletzt im Jahr 2003 geschlossenen 
Vereinbarungen. Dass Land konnte auf deren Wirksamkeit nicht (mehr) vertrauen angesichts 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung bereits aus den 1970er Jahren zu den engen 
Voraussetzungen des vertraglichen Gebührenverzichts. 

61 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i. V. m. § 709 Satz 1 und 2 ZPO. 
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